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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl I 61/2024 

Bundesgesetz betreffend die Ermächtigung zur Verfügung über bewegliches Bundesvermögen (Ermächtigung BMF zur Ru-

hendstellung bzw Kündigung zweier Nutzungsrechte)  

 

BGBl I 62/2024 

Bundesgesetz, mit dem das Datenschutzgesetz geändert wird (redaktionelle Änderungen)  

 

BGBl II 167/2024 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie zur Anpassung des 
im Stromkostenzuschussgesetz festgelegten oberen Referenzenergiepreises und zur Verlängerung der Gewährung des 

Stromkostenergänzungszuschuss 

 

BGBl II 168/2024 

Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Wirtschaft mit der die Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft, For-

schung und Wirtschaft über Standes- und Ausübungsregeln für die Organisation von Personenbetreuung geändert wird 

 

BGBl II 169/2024 

Verordnung der Bundesregierung über die Ausschreibung der Wahl zum Nationalrat, die Festsetzung des Wahltags und des 

Stichtags 

 

BGBl II 170/2024 

Verordnung der Bundesregierung, mit der die Anzahl der quotenpflichtigen Aufenthaltstitel für das Jahr 2024 festgelegt wird 

(Niederlassungsverordnung 2024 – NLVO 2024) 

 

BGBl II 171/2024 (Anlage)  

Verordnung des Präsidenten des Verwaltungsgerichtshofs betreffend den Frauenförderungsplan für den Verwaltungsge-

richtshof 

 

AUSGABE 27 | 05.07.2024 
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https://ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_I_62/BGBLA_2024_I_62.pdfsig
https://ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_167/BGBLA_2024_II_167.pdfsig
https://ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_168/BGBLA_2024_II_168.pdfsig
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BGBl II 172/2024 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, mit der die Ammo-
niakreduktionsverordnung geändert wird 

 

BGBl II 173/2024 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie über eine abschnitts-
bezogene Geschwindigkeitsüberwachung im Bereich Stockerau der A 22 Donauufer Autobahn (Section Control-Messstre-
ckenverordnung Stockerau) 

 

BGBl II 174/2024 

Verordnung des Bundesministers für europäische und internationale Angelegenheiten, mit der die Verordnung betreffend die 
Zuerkennung der Rechtsstellung einer Internationalen Nichtregierungsorganisation oder einer Quasi-Internationalen Or-

ganisation an Nichtregierungsorganisationen (INROVO) geändert wird 

 

BGBl II 175/2024 

Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Wirtschaft, mit der die Nah- und Distributionslogistik-Ausbildungsordnung 

geändert wird 

 

BGBl II 176/2024 

Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Wirtschaft, mit der die Bauwerksabdichtungstechnik-Ausbildungsordnung 

geändert wird 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABI L 2024/1679 v 28.06.2024 

Verordnung (EU) 2024/1679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 über Leitlinien der Union für den 
Aufbau des Transeuropäischen Verkehrsnetzes, zur Änderung der Verordnungen (EU) 2021/1153 und (EU) Nr 913/2010 

und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr 1315/2013 

 

ABI L 2024/1735 v 28.06.2024 

Verordnung (EU) 2024/1735 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 zur Schaffung eines Rahmens 
für Maßnahmen zur Stärkung des europäischen Ökosystems der Fertigung von Netto-Null-Technologien und zur Ände-
rung der Verordnung (EU) 2018/1724 

 

ABI L 2024/1781 v 28.06.2024 

Verordnung (EU) 2024/1781 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 zur Schaffung eines Rahmens 
für die Festlegung von Ökodesign-Anforderungen für nachhaltige Produkte, zur Änderung der Richtlinie (EU) 2020/1828 
und der Verordnung (EU) 2023/1542 und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/125/EG 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 
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A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
10.06.2024, A 20/2023 

StVO; Stattgabe einer Klage gegen die Stadt Innsbruck auf Ersatz der Abschleppkosten eines aus einer Grundstückszufahrt 
zwangsweise entfernten Kraftfahrzeugs; kein Vorliegen einer Verkehrsbeeinträchtigung gem der StVO wegen Bestehens 
einer zweiten nutzbaren Einfahrt zum Grundstück 

 

10.06.2024, E 2090/2023 

Tir BauO; Verletzung im Recht auf Gleichheit aller Staatsbürger durch Ausüben von Willkür; es ist nicht nachvollziehbar, auf 
welches konkrete Bauvorhaben sich die vom LVwG Tir erteilte Bewilligung bezieht; die angefochtene Entscheidung ist damit 

einer nachprüfenden Kontrolle durch den VfGH nicht zugänglich und insofern mit Willkür belastet 

 

10.06.2024, E 3401/2023 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Ausüben von Willkür; gehäufte Ver-
kennung der Rechtslage; Unterlassen jeglicher Ermittlungstätigkeit in einem entscheidenden Punkt; es wurden organisatorische 
Defizite bei der Zurverfügungstellung der medizinischen Versorgung zu Lasten der Bf gewertet 

 

10.06.2024, E 120/2024 

Stmk VeranstaltungsG; Verletzung im Recht auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter; das LVwG erklärte die Be-
schwerde als gegenstandslos und stellte das Verfahren ein, damit verkennt es jedoch, dass in diesen Konstellationen bei diesem 
Verständnis der Rechtsschutzwerberin generell der Rechtsschutz entzogen wäre; so würde angesichts des im Regelfall ge-
gebenen zeitlichen Rahmens solcher Verfahren eine Rechtsmittelentscheidung kaum jemals vor Ablauf des beantragten Bewil-

ligungszeitraums ergehen 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 
29.05.2024, Ra 2023/06/0006 

Tir BauO; schon der Wortlaut des § 2 Abs 11 Tir BauO macht deutlich, dass der Gesetzgeber vom Geländeniveau des Bau-
platzes ausgeht, weil nur am Baugrundstück Veränderungen durch die Bauführung stattfinden können; die Heranziehung des 
Geländeniveaus des Nachbargrundstücks zur Berechnung der mittleren Wandhöhe der dem Nachbargrundstück zugekehrten 
Wand würde zu dem sachlich nicht gerechtfertigten Ergebnis führen, dass der Nachbar ein grundsätzlich bewilligungsfähiges 
Bauvorhaben verhindern und durch Anschüttungen auf seinem Grundstück die Abstandsvorschriften zum Nachteil des Bauwer-
bers gleichsam manipulieren könnte 

 

31.05.2024, Ra 2024/07/0111 

AVG; für eine von der Behörde im Einzelfall vorgenommene Erweiterung der Einbringungsmöglichkeiten wird zu verlangen 
sein, dass die Behörde, die eine „organisatorische Beschränkung" des elektronischen Verkehrs vorgenommen hat, die Erwei-
terung der Einbringungsmöglichkeiten gegenüber einem einzelnen Betroffenen in einer solchen Art und Weise bekanntgegeben 
hat, dass dieser mit Grund annehmen konnte, Eingaben an die genannte Adresse seien in diesem Verfahren zulässig und 
fristwahrend; davon ist jedenfalls dann auszugehen, wenn die Behörde einem Beschuldigten eine (weitere) E-Mail-Adresse auf 
ihren behördlichen Schriftstücken im Vordruck bekannt gibt 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
LVwG Oö 29.04.2024, LVwG-500831 

Oö Natur- und LandschaftsschutzG; die Verwaltungsstrafbestimmung des § 56 Abs 3 Z 1 Oö Natur- und Landschafts-
schutzG bestraft den Urheber eines bewilligungspflichtigen Vorhabens, nicht aber den Eigentümer, auf dessen Grundstück 
sich das bewilligungspflichtige Vorhaben befindet; aus dem bloßen Grundeigentum an der verfahrensgegenständlichen Liegen-
schaft ergibt sich noch keine Täterschaft iSd § 56 Abs 3 Z 1 leg cit 

https://ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20240610_23A00020_00/JFT_20240610_23A00020_00.pdf
https://ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20240610_23E02090_00/JFT_20240610_23E02090_00.pdf
https://ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20240610_23E03401_00/JFT_20240610_23E03401_00.pdf
https://ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20240610_24E00120_00/JFT_20240610_24E00120_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2023060006_20240529L00/JWT_2023060006_20240529L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2024070111_20240531L00/JWT_2024070111_20240531L00.pdf
https://www.lvwg-ooe.gv.at/Entscheidungen/2024/500831_9.pdf


IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

A. GERICHTSHOF 

 
04.07.2024, Rs C-70/23 P, Westfälische Drahtindustrie ua / Kommission 

Rechtsmittel – Wettbewerb – Kartelle – Europäischer Markt für Spannstahl – Beschluss, mit dem eine Zuwiderhandlung 
gegen Art 101 AEUV und Art 53 des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) festgestellt wird – Urteil, 
mit dem der Beschluss teilweise für nichtig erklärt und eine Geldbuße in Höhe der ursprünglich verhängten Geldbuße festgesetzt 
wird – Anrechnung der vorläufigen Zahlungen – Beschluss der Europäischen Kommission über den geschuldeten Restbetrag 
der Geldbuße – Zeitpunkt der Fälligkeit einer Geldbuße, deren Höhe vom Unionsgericht in Ausübung seiner Befugnis zu unbe-
schränkter Nachprüfung festgesetzt wurde 

 

04.07.2024, Rs C-375/23, Meislev 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Assoziierungsabkommen EWG-Türkei – Beschluss Nr 1/80 – Art 13 – Stillhalteklausel – 
Anwendungsbereich – Begriff ,neue Beschränkung‘ – Nationale Regelung, mit der restriktivere Voraussetzungen für die 
Erteilung einer unbefristeten Aufenthaltserlaubnis eingeführt werden 

 

04.07.2024, Rs C-283/23, Marhon 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Harmonisierung der Rechtsvorschriften – Verkehr – Straßenverkehr – Richtlinie 
2014/31/EU – Anwendungsbereich – Nicht selbsttätige Waagen zur Bestimmung der Masse von Fahrzeugen – Verwendung 

von Waagen im Hinblick auf die Anwendung nationaler Strafvorschriften 

 

04.07.2024, Rs C-179/23, Credidam 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Steuerbare Umsätze – Dienstleistung, die ge-
gen Entgelt erbracht wird – Verwaltungsgebühr, die von einer Organisation für die kollektive Wahrnehmung von Urheber- und 
verwandten Schutzrechten für die Einziehung, Verteilung und Ausschüttung der den Rechtsinhabern zustehenden Vergütungen 
erhoben wird – Vergütungen, die kein Teil eines steuerbaren Umsatzes sind 

 

04.07.2024, Rs C-87/23, Latvijas Informācijas un komunikācijas tehnoloģijas asociācija 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Steuerwesen – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Art 2 Abs 1 Buchst c – Gegen 
Entgelt erbrachte Dienstleistung – Art 9 Abs 1 – Begriffe ‚Steuerpflichtiger‘ und ‚wirtschaftliche Tätigkeit‘ – Gemeinnütziger Ver-
ein, der aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) finanzierte Projekte durchführt – Erbringung von 
Dienstleistungen der Aus- und Fortbildung unter Einschaltung von Unterauftragnehmern – Einbeziehung des Subventionsbe-
trags in die Steuerbemessungsgrundlage – Art 73 

 

04.07.2024, Rs C-5/23 P, EUIPO/ KD 

Rechtsmittel – Öffentlicher Dienst – Bedienstete auf Zeit – Beurteilung – Begründungspflicht – Fürsorgepflicht – Aufhebungs- 
und Schadensersatzklage 

 

04.07.2024, Rs C-760/22, FP ua (Procès par visioconférence) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen – Richtlinie (EU) 2016/343 – Recht auf An-
wesenheit in der Verhandlung – Möglichkeit eines Angeklagten, an den Terminen der ihn betreffenden Verhandlung per Vi-
deokonferenz teilzunehmen 

 

04.07.2024, Rs C-708/22, Asoprovac 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von Stützungsre-
gelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik – Finanzierung, Verwaltung und Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik – 
In öffentlichem Eigentum stehendes Dauergrünland – Voraussetzungen für den Zugang zur an die Betriebsinhaber geleisteten 
Direktzahlung – Tiere, die zum eigenen landwirtschaftlichen Betrieb der Inhaber gehören müssen 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287502&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=10451087
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287502&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=10451087
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287889&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=14416827
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287893&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=14255839
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287892&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=14255839
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287891&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=14255839
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287890&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=14255839
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287888&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=14255839
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287887&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=14255839
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287886&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=14255839


 

04.07.2024, Rs C-538/22, Agrárminiszter (Taux de vêlage) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Landwirtschaft – Gemeinsame Agrarpolitik – Verordnung (EU) Nr 1307/2013 – Art 52 – 
Delegierte Verordnung (EU) Nr 639/2014 – Art 53 Abs 1 – Festlegung der Beihilfefähigkeitskriterien für gekoppelte Stützungs-
maßnahmen – Zuständigkeit der Mitgliedstaaten – Delegierte Verordnung (EU) Nr 640/2014 – Art 2 Abs 1 Unterabs 2 Nrn 16 
und 18 – Unterscheidung zwischen gemeldeten Tieren und ermittelten Tieren – Art 30 Abs 3 – Anhand der ermittelten Tiere 
berechnete Stützung – Art 31 Abs 1 bis 3 – Verwaltungssanktionen im Fall von Verstößen bei den gemeldeten Tieren – Antrag 
auf gekoppelte Stützung für die Haltung von Mutterkühen – In den nationalen Rechtsvorschriften vorgeschriebene Abkalbquote, 
die nicht von allen gemeldeten Tieren erreicht wurde – Von einer geringeren Zahl dieser Tiere erreichte Quote – Nationale 
Praxis, wonach die Stützung versagt wird 

 

04.07.2024, Rs C-450/22, Caixabank ua (Contrôle de transparence dans l’action collective) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen – Richtlinie 93/13/EWG – Hypothe-
kendarlehensverträge – Klauseln zur Beschränkung von Zinssatzschwankungen – Sogenannte ‚Mindestzinssatzklauseln‘ – 
Verbandsklage auf Unterlassung der Verwendung dieser Klauseln und auf Rückerstattung der insoweit gezahlten Beträge, an 
der eine Vielzahl von Gewerbetreibenden und Verbrauchern beteiligt ist – Klarheit und Verständlichkeit dieser Klauseln – Begriff 
‚normal informierter und angemessen aufmerksamer sowie verständiger Durchschnittsverbraucher‘ 

 

04.07.2024, Rs C-425/22, MOL 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivil- und Handelssachen – Gerichtliche Zuständigkeit, 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen – Verordnung (EU) Nr 1215/2012 – Art 7 
Nr 2 – Zuständigkeit für Verfahren, die eine unerlaubte Handlung, eine ihr gleichgestellte Handlung oder Ansprüche aus einer 
solchen Handlung zum Gegenstand haben – Ort der Verwirklichung des Schadenserfolgs – Für unvereinbar mit Art 101 AEUV 
und Art 53 des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erklärtes Kartell – In verschiedenen Mitgliedstaaten an-
sässige Tochtergesellschaften – Unmittelbarer Schaden, der ausschließlich bei den Tochtergesellschaften eingetreten ist – 
Schadensersatzklage der Muttergesellschaft – Begriff ‚wirtschaftliche Einheit‘ 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
04.07.2024, Rs C-370/23, Mesto Rimavská Sobota (GA Ćapeta) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Umwelt – Verordnung (EU) Nr 995/2010 – Holz und Holzerzeugnisse – Begriffe ‚Marktteil-
nehmer‘ und ‚Inverkehrbringen‘ 

 

04.07.2024, Rs C-295/23, Halmer Rechtsanwaltsgesellschaft (GA Sánchez-Bordona) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Freier Kapitalverkehr – Niederlassungsfreiheit – Richtlinie 2006/123/EG – Beteiligung 
einer Handelsgesellschaft am Kapital einer anwaltlichen Berufsausübungsgesellschaft – Widerruf der Kammerzulassung 
der anwaltlichen Berufsausübungsgesellschaft wegen dieser Beteiligung 

 

04.07.2024, Rs C-277/23, Ministarstvo financija (Bourse Erasmus+) (GA Szpunar) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Unionsbürgerschaft – Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 
aufzuhalten – Steuervorschriften – Einkommensteuer – Berechnung des persönlichen Grundfreibetrags für ein unterhalts-
berechtigtes Kind, das Mobilitätsbeihilfe erhalten hat – Beihilfe, die den in diesen Vorschriften vorgesehenen Höchstbetrag 
überschreitet – Erasmus+-Programm – Mobilität in einen Mitgliedstaat mit höheren durchschnittlichen Lebenshaltungskos-
ten – Diskriminierungsverbot – Beschränkung der Freizügigkeit 

 

04.07.2024, verb Rs C-728/22 bis C-730/22, Anib und Play Game (GA Medina) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 2014/23 – Richtlinie 89/665 – Niederlassungsfreiheit – Konzessionen für Bingo-
spiele – Regelungen zur ,technischen Verlängerung‘ – Zahlung einer monatlichen Gebühr in fester Höhe – Wesentliche Ände-
rung einer Konzession – Ermessensbefugnis des öffentlichen Auftraggebers zur Aussetzung oder Änderung von Konzessions-
bedingungen – Unvorhersehbare Umstände, die den Konzessionsnehmern nicht zurechenbar sind 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287885&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=14255839
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287884&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=14255839
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287883&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=14255839
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287902&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=14418329
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287902&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=14418329
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287901&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=14418329
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287901&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=14418329
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287900&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=14418329
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287900&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=14418329
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287899&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=14418329
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287899&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=14418329


C. GERICHT 

 
03.07.2024, Rs T-597/22, Sophienwald/ EUIPO - Zalto Glas (Sw Sophienwald) 

Unionsmarke – Nichtigkeitsverfahren – Unionsbildmarke Sw Sophienwald – Absoluter Nichtigkeitsgrund – Beschreiben-
der Charakter – Art 7 Abs 1 Buchst c und Art 52 Abs 1 Buchst a der Verordnung (EG) Nr 207/2009 (jetzt Art 7 Abs 1 Buchst c 
und Art 59 Abs 1 Buchst a der Verordnung [EU] 2017/1001) 

 

03.07.2024, Rs T-406/22, Volkskreditbank/ SRB (Contributions ex ante 2022) 

Wirtschafts- und Währungsunion – Bankenunion – Einheitlicher Abwicklungsmechanismus für Kreditinstitute und be-
stimmte Wertpapierfirmen (SRM) – Einheitlicher Abwicklungsfonds (SRF) – Beschluss des SRB über die Berechnung der 
für 2022 im Voraus erhobenen Beiträge – Bestimmung der jährlichen Zielausstattung des SRF – Obergrenze nach Art 70 Abs 2 
Unterabs 1 und 4 der Verordnung (EU) Nr 806/2014 – Art 291 Abs 2 AEUV – Art 70 Abs 7 der Verordnung Nr 806/2014 – 
Durchführungsverordnung (EU) 2015/81 – Durchführungsbefugnisse des Rates – Entsprechend begründete Sonderfälle – 
Umfang der Durchführungsbefugnisse – Zeitliche Beschränkung der Wirkungen des Urteils 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
02.07.2024, Beschwerde Nr 63076/19, K.A./Zypern 

Verletzung von Art 5 EMRK (Recht auf Freiheit und Sicherheit); Nichteinhaltung des Erfordernisses einer raschen Überprü-
fung in einem anhängigen Rechtsmittelverfahren betreffend die Rechtmäßigkeit der Haftanordnung eines Asylbewerbers; von 
den zuständigen Behörden zu vertretende Untätigkeit von mehr als neun Monaten von der Einlegung des Rechtsmittels bis zur 
Freilassung des Bf 

 

02.07.2024, Beschwerde Nr 24607/20, B.A./Zypern 

Verletzung von Art 5 EMRK (Recht auf Freiheit und Sicherheit); willkürliche Inhaftierung eines Asylbewerbers über zwei 
Jahre und neun Monate allein aus Gründen der nationalen Sicherheit; fehlender hinreichend enger Zusammenhang zwischen 
den geltend gemachten Gründen und dem Ziel, die unerlaubte Einreise zu verhindern; Gründe für die Inhaftierung, die nicht mit 
dem Ergebnis des Asylantrags oder der Prüfung des Rechts des Bf auf Aufenthalt im Land verknüpft sind; Anwendung der 

Gründe der nationalen Sicherheit als allgemeiner Präventiv- oder Schutzmechanismus; ungerechtfertigte Dauer der Inhaftierung 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287848&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&part=1&cid=14416827
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287848&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&part=1&cid=14416827
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287847&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&part=1&cid=14416827
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287847&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&part=1&cid=14416827
https://hudoc.echr.coe.int/?i=001-234514
https://hudoc.echr.coe.int/?i=001-234516
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/oeffentliches_recht_und_europarecht_aktuell/
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/oeffentliches_recht_und_europarecht_aktuell/
http://www.vwrecht.jku.at/institut/newsletter_anmeldung/polizeirecht_aktuell/


Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-
mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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